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Einleitung 

Die Übertragung bestimmter Straßenbauaufgaben an Private knüpft 
notwendig an die bisherige Entwicklung an. Modelle der Privatisierung von 
Bundesfernstraßen müssen zwangsläufig die vorgefundene, im Laufe der 
Jahrhunderte gewachsene Struktur des Straßennetzes als Ausgangs- und 
Anknüpfungspunkt ihrer Überlegungen zur Neugestaltung nehmen. 

Selbst wenn in neueren Darstellungen Bau, Ausbau und Unterhaltung der 
öffentlichen  Verkehrswege in Deutschland als Aufgabe der öffentlichen 
Verwaltung qualifiziert  werden1, kann dieser Rechtszustand in der Ge-
schichte des deutschen Straßenwesens lediglich auf eine vergleichsweise 
kurze Tradition zurückblicken und läßt sich auch nicht bis zu dessen An-
fängen zurückverfolgen.  Für die Entstehung von Straßen, die dadurch 
bedingt war, daß die Menschen seßhaft wurden2, lassen sich zwei Faktoren 
als bestimmend bezeichnen. Ein gut ausgebautes Straßennetz war einerseits 
aus militärischen Gründen unerläßlich, begünstigte andererseits aber auch 
die Entwicklung von Handel und Gewerbe3. Der Bau von Straßen orien-
tierte sich dabei zu Anfang ausschließlich an dem militärischen Nutzungs-
streben. Von diesem Gedanken geleitet, legten die Römer während ihrer 
Besatzungszeit auf germanischem Boden, auf dem sie ein mangelhaftes, 
frühzeitliches Erdwegenetz vorfanden, die ersten Kunststraßen an, um 
jederzeit nach allen wichtigen Punkten Truppen verlegen und Nachrichten 
übermitteln zu können4. 

Mit dem Niedergang des römischen Reiches spielten die Straßen als 
militärische Machtfaktoren keine Rolle mehr, was dazu führte, daß das 

1 Vgl. Salzwedel\  Straßen, Wasserstraßen und Luftverkehr,  S. 460; Steiner,  Verkehr und 
Post, S. 1100. 

2 
Ronellenfttsch,  Die Verkehrsbedeutung, S. 7. 3 Engel,  S. 19. 

4 Von  Karais,  S. 17. 



16 Einleitung 

Straßennetz in der Folgezeit zwar benutzt wurde, aber mangels Instand-
haltung immer mehr verfiel5. Obwohl bereits zu dieser Zeit der Handel all-
mählich aufblühte und auch die Städtebildung voranschritt, nahmen die 
Straßen an dieser Entwicklung nicht teil, befanden sich vielmehr während 
des Mittelalters in einem verwahrlosten Zustand6. 

Im 13. Jahrhundert verlor der Wegebau durch den Übergang des Wege-
regals des deutschen Kaisers auf die Landesherren weiter an Bedeutung, 
was ebenfalls nicht ohne Auswirkungen auf die Qualität des Straßennetzes 
blieb7. Dieser Wechsel der Wegeherrschaft  änderte zwar nichts an der den 
Anliegern und Siedlungsgemeinschaften verbleibenden Pflicht, die Wege zu 
unterhalten. Die Unterhaltspflichtigen selbst waren somit meistens Grund-
herren, die die von ihnen abhängigen Bauern im Frondienste zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtung einsetzten. Da diese die Straßen aber kaum nutzten, 
insoweit kein Interesse an deren Erhaltung hatten, und ihnen darüber 
hinaus auch die technischen Kenntnisse zur Ausführung von Straßenbau-
arbeiten fehlten, verschlechterte sich der Zustand des deutschen Wege-
wesens kontinuierlich, bis er dann im 17. Jahrhundert aufgrund der Schäden 
durch den Dreißigjährigen Krieg den Höhepunkt seiner Verwahrlosung 
erreichte8. 

Eine Wende im deutschen Straßenbau ist Ende des 17. Jahrhunderts zu 
verzeichnen. Bestimmten bis dahin ausschließlich militärische Erfordernisse 
die Entwicklung des Straßenwesens, traten nun wirtschaftliche Gesichts-
punkte und vor allem das Bestreben, den gesunkenen Volkswohlstand zu 
verbessern, in den Vordergrund9. Zwar gewann bereits zu dieser Zeit das 
französische Straßenwesen Einfluß auf den Straßenbau in Deutschland. 
Dieser beschränkte sich zunächst allerdings noch auf die Übernahme der in 
Frankreich entwickelten neuen Techniken für die Anlage von Straßen10. 
Einer vollständigen Erneuerung des Straßenwesens stand die Zersplitterung 
des deutschen Reiches in viele "Kleinstaaten" entgegen, so daß die Errich-

5 Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 200. 
6 Engel,  S. 57. 
7 Vgl. Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 200 f. 
8 Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 201 f. 
9 Vgl. Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 200. 
1 0 Vgl. hierzu Engel,  S. 112. 
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tung einer für ein durchgängig befahrbares  Straßennetz notwendigen11 und 
in Frankreich bereits etablierten zentralen Straßenverwaltung vorläufig 
nicht in Betracht kam12. 

Anfang des 19. Jahrhunderts, in einer Zeit der beträchtlichen Zunahme 
des Handels-Verkehrs, machte sich der französische Einfluß nicht mehr nur 
in der Straßenbautechnik, sondern auch bei Verwaltung und Planung 
bemerkbar13. Es begann sich die Auffassung  durchzusetzen, Bau und 
Unterhaltung von Straßen für den weiträumigen Durchgangsverkehr 
gehörten zum Pflichtenkreis des Staates. Beispielgebend hierfür  war das 
französische Straßenwesen, das die Entwicklung in den linksrheinischen 
Gebieten bereits während deren vorübergehender Zugehörigkeit zu 
Frankreich in den Jahren von 1795 bis 1814 geprägt hatte14. In der Folgezeit 
wurden zumindest die Durchgangsstraßen nicht mehr von Privaten gebaut 
und unterhalten; diese Aufgabe nahmen nunmehr staatliche Träger als 
Staatsaufgabe wahr15. So war Preußen in der 1. Hälfte des 19. Jahrhunderts 
von einem dichten Netz von Chausseen durchzogen, die vom Staat gebaut 
wurden und für deren Unterhaltung er auch verantwortlich war16. Im 19. 
Jahrhundert wird somit ein Wandel im Wegewesen erkennbar. Den Bau 
und die Unterhaltung der Durchgangsstraßen stufte man zu dieser Zeit als 
Staatsaufgabe ein, vergleichbar den anderen "öffentlichen  Arbeiten" des 
Staates17. Daran wird eine gewandelte Auffassung  vom Staat und seiner 
Pflichten erkennbar. Diese resultierte nicht zuletzt daraus, daß die noch im 
Mittelalter bestehenden Abhängigkeiten und darauf basierenden Wegebau-
verpflichtungen der Bauern gegenüber den Grundherren jetzt nicht mehr 
existierten, der Staat mithin zu vermehrter Aktivität und Verantwortung im 
Straßenbau gezwungen war. 

1 1 Durch die vielen Maut- und Zollstellen an den Grenzen der einzelnen kleinen Fürsten-
tümer wurde ein durchgangsfreier  Verkehr weitgehend behindert, vgl. Salzwedel,  Wege, 
Straßen, Wasserwege, S. 205. 

12 Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 205. 
13 

Vgl. Ronellenfitsch,  Die Verkehrsbedeutung, S. 12. 1 4 Vgl. Kodal,  S. 283. 
15 Salzwedel,  Wege, Straßen, Wasserwege, S. 216. 
1 6 Baumeister,  S. 14. Daneben bestand aber auch ein Interesse Privater am Chaussebau, da 

sich dieser wegen der für die Benutzung erhobenen Entgelte (Chausseegelder) als lohnendes 
Betätigungsfeld anbot, vgl. hierzu Kodal,  S. 282. 

1 7 Vgl. Baumeister,  S. 16. 

2 Bucher 


